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Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 
2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB (Frist bis zum 01.02.2019) eingegangenen Stellungnahmen und 
Anregungen. 
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Gemeinde Wölfersheim „Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw.- 4(2) BauGB 

Stellungnahmen seitens der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 
 
BUND Vogelsberg, Dr. Wolfgang Dennhöfer, Am Triesch 21, 36304 Alsfeld (30.01.2019) 
BUND KV Wetterau, Dr. Werner Neumann, Stammheimer Straße 8b, 63674 Altenstadt 
(01.02.2019) und Doris Jensch, NABU KV Wetterau e.V. 
BÜNDNIS 90 Die Grünen, Fraktion in der Gemeindevertretung Wölfersheim Dr. Franz 
Grolig, Michael Rückl (29.01.2019) 
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau (21.01.2019) 
Gemeindevorstand Echzell (29.01.2019) 
Gemeindevorstand Wölfersheim, Straßenverkehrsbehörde (16.01.2019) 
Hessen Mobil, Straßen- u. Verkehrsmanagement Gelnhausen (01.02.2019) 
Kreisausschuss Wetteraukreis, FD 4.1 Kreisentwicklung (28.01.2019) 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie (14.01.2019) 
NABU Horlofftal e.V., Stephan Kannewischer, Seestraße 41, 35410 Hungen (31.01.2019) 
Oberhessengas Netz GmbH (03.01.2019) 
Ortslandwirt Berstadt Herr Anreas Storck, Friedhofsweg 2, 61200 Wölfersheim 
(30.01.2019) 
OVAG Netz GmbH (29.01.2019) 
OVAG, FD Wasser (17.12.2018 
PLEdoc GmbH (21.12.2018) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (24.01.2019) 
Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt Main (01.02.2019) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (06.02.2019) 
 
 
 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 
 

Amt für Bodenmanagement Büdingen (14.01.2019) 
Deutsche Bahn AG (28.01.2019) 
Hessen Forst (18.12.2018) 
Magistrat der Stadt Bad Nauheim (23.01.2019) 
Magistrat der Stadt Hungen (30.01.2019) 
Magistrat der Stadt Reichelsheim (16.01.2019) 
Rhein-Main Verkehrsverbund (23.01.2019) 
Unitymedia (11.01.2019) 
 
 
 
 
 

 
 
Keine Stellungnahmen sind eingegangen: 
 

Avacon Netz GmbH 
Botanische Vereinigung 
Bundesamt für Infrastruktur 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Gemeindevorstand Rockenberg 
Hessen Forst  
Hessische Gesellschaft für Ornithologie Echzell 
Hessisches Landesamt für Umwelt und Naturschutz 
IHK Gießen-Friedberg 
Landesjagdverband Hessen e.V. 
Landrat Wetteraukreis Straßenverkehrsbehörde 
Magistrat der Stadt Nidda 
Magistrat der Stadt Friedberg 
Magistrat der Stadt Münzenberg 
Naturschutzbund Deutschland 
Regionaler Verkehrsdienst Wetterau 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Uniper Kraftwerke GmbH 
Verband Hessischer Fischer e.V. 
Verkehrsgesellschaft Oberhessen 
Wanderverband 
Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV)  
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Evangelische Kirche in Hessen und Nassau (21.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in der 
fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz wertvol-
len Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebauung frei-
halten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche Großvor-
haben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber nach-
haltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
Betont sei, dass erhebliche Teile des Plangebiets Verfüllungen des früheren Braunkohleab-
baus betreffen, die pedologisch eindeutig geringwertiger sind als rezente Parabraunerden 
oder Tschernoseme, weshalb eine für die Wetterau letztlich durchschnittliche spezifische 
Eingriffserheblichkeit gegeben ist. Auen werden nicht tangiert. 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Neben der Alternativenprüfung auf regionaler Ebene hat die Gemeinde Wölfersheim auch 
eine umfangreiche Prüfung alternativer Standorte im Gemeindegebiet vorgenommen. Auf-
grund der zu erwartenden Verkehrsströme war die unmittelbare Nähe zur Autobahn von 
großer Bedeutung. Auf Flächen mit geringerer Bodenqualität zwischen Berstadt und Wohn-
bach wäre es zu erheblichen Emissionsbelastungen durch Verkehr und Betrieb für die 
Wohnbereiche gekommen und eine Verlagerung Richtung Süden war aufgrund vorhande-
ner Bebauungen nicht möglich. Im Ortsteil Melbach, an der B455, hätte ein Logistikpark zu 
deutlichen Verkehrsmehrbelastungen für die Ortsteile Södel und Wölfersheim geführt. Des 
weiteren spielten Aspekte der Entwässerung und des Landschaftsbildes aus Sicht der jewei-
ligen Ortslagen eine entsprechende Rolle. Der gewählte Standort ist unter Berücksichtigung 
aller Faktoren der einzig realisierbare Standort im Gemeindegebiet. 
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Gemeindevorstand Echzell (29.01.2019) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
Die mitgeteilten Rechtsauffassungen werden nicht geteilt. 
vgl. Beschlussempfehlungen auf den folgenden Seiten 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen treffen zur Offenlage zu, wurden aber durch die erneute Offenlage vom 
08.04.2019 bis 13.05.2019 (einschließlich) behoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen zum angeblichen Verstoß gegen das Anpassungsgebot nach § 1 Abs. 4 
BauGB liegen neben der Sache.Sie verkennen, dass mit Bescheid des RP Darmstadt vom 
26.10.2017 die Zielabweichung von den nebenstehend beschriebenen Zielen des Regional-
plans Südhessen/RegFNP zugelassen, später mit Sofortvollzug ausgestattet und schließlich 
mit der 2. Änderung des Regionalplans Südhessen/RegFNP 2010 gemäß Beschluss der 
Verbandskammer des Regionalverbands FrankfurtRheinMain vom 10.04.2019 umgesetzt 
wurde. Damit liegt kein Verstoß gegen § 1 Abs. 4 BauGB vor. Der Bebauungsplan entwi-
ckelt sich vielmehr aus dem RegFNP. 
 
Eine materiell-rechtliche Prüfung der „erheblichen rechtlichen Bedenken“ ist wegen der 
Tatbestandswirkung von Zielabweichung und RegFNP-Änderung ausgeschlossen. 
 
Der Grundsatz, wonach neue Logistikzentren eine intermodale Verkehrsanbindung haben 
sollen, ist hier überwindbar, das Filialnetz eines Lebensmittelvollversorgers nie auf dem 
Wasser, über die Schiene oder aus der Luft angedient werden können. Ein solches Filial-
netz wird immer über Straßen angedient. 
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4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Darstellung, dass das interkommunale Abstimmungsgebot ein hohes Gut ist, ist zutref-
fend. Deshalb hat die Gemeinde Wölfersheim die Gemeinde Echzell nicht nur formal am 
Bauleitplanverfahren beteiligt, sondern auch entsprechende Auswirkungen auf das benach-
barte Gemeindegebiet untersucht und über den Bürgermeister die persönliche Ansprache 
gesucht. 
 
Im Ergebnis konnten die unspezifizierten Einwendungen der Gemeinde Echzell nicht verifi-
ziert werden. Lärm-, Licht oder sonstige Immissionen auf das beplante Gebiet der Gemein-
de Echzell gibt es nicht. Verkehrliche Auswirkungen konnten durch die entsprechenden 
Gutachten ausgeschlossen werden. 
 
Abgesehen davon, dass konkrete bauplanungsrechtliche Verfahren in unmittelbarer Nähe 
zum hier geplanten B-Plangebiet auf Echzeller Gemarkung nicht absehbar oder gar einge-
leitet wären, wären solche nicht durch die Bauleitplanung der Gemeinde Wölfersheim be-
hindert, sondern allenfalls durch das weiter östlich gelegene Vogelschutzgebiet. 
 
Die Auswirkungen auf den im Außenbereich befindlichen „Römerhof“ wurden gutachterlich 
untersucht und in der Bauleitplanung so berücksichtigt, dass der Schutzanspruch dieser 
Ansiedlung gewahrt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Auffassung wird nicht geteilt. 
 
 
 
 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Verkehrsplanung hat keinen Einfluss auf das Gemeindegebiet der Gemeinde Echzell. 
Reflexartige Belange der Einmündung der K 181 auf die B 455 werden durch entsprechen-
de Einmündungsumgestaltungen, folgend dem Verkehrsgutachten, minimiert. 
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8. 
 
 
 
 
 
9. 
 
 
 
 
 
 
10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. 

Die Gemeinde Wölfersheim sowie REWE hatten großes Interesse an einer direkten Anbin-
dung an die Bundesstraße, mindestens als LKW-Ausfahrt. Es gab bereits sehr konkrete 
Pläne sowohl als Konzept der REWE als auch als Zwischenphase des Bebauungsplan-
Entwurfs. Diese Planungen wurden jedoch nach mehrfachen Abstimmungen mit unter-
schiedlichen Vertretern von HessenMobil eindeutig und grundsätzlich abgelehnt.  
Die Verkehrsuntersuchung sowie die Straßenplanung wurden mit HessenMobil bzw. dem 
Wetteraukreis im Detail abgestimmt. Durch die mit HessenMobil abgestimmten Maßnahmen 
an Kreis- und Bundesstraße kann entsprechend dem Verkehrsgutachten das angrenzende 
Straßennetz den Verkehr leistungsfähig abwickeln 
 Eine zusätzliche Abbiegespur entlang der Bundesstraße B 455 bis zum Anschluss an 

die vorhandene Rechtsabbiegespur, 
 Ausbau des Knotenpunkts B 455 / Kreisstraße K 181 einschl. Lichtsignalanlage 
 LKW- Zu- und Abfahrt REWE / Kreisstraße 
 PKW-Zu- und Abfahrt REWE / Kreisstraße sowie  
 Signalisierung der Auf- und Abfahrtsrampe 

Auch wenn die Gemeinde Echzell es sich wünscht, besteht eine verkehrliche Notwendigkeit 
insofern von einer abweichenden Erschließung nicht.  
 
Zu 7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Stauereignisse oder Sperrungen im Zuge der A45 treten unerwartet durch unterschiedliche 
Einflüsse auf und sind nicht auszuschließen. Bei Eintritt solcher Fälle müssen die zuständi-
gen Behörden tätig werden und gezielte Maßnahmen vornehmen um den weiteren Ver-
kehrsfluss zu ermöglichen (z.B. Umleitungen). 
Zu 8.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Verkehrsplanung unterstellt mit der REWE-Ansiedlung das „Worst-Case-Szenario“ für 
die Ausnutzung der Bebauungsplanflächen dar. Eine weitergehende verkehrliche Ausnut-
zung durch einen oder mehrere Nutzer im geplanten Gebiet ist nicht ersichtlich. 
 
Zu 9.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es wird nicht von einer konkreten Auswirkung auf das Grundwasser ausgegangen. In 
10.2.11 und 10.2.12. der Begründung werden ganz allgemeine, nicht standortbezogene 
generelle Gefahren für den Grundwasserschutz dargestellt. Vorliegend wird aufgrund des 
standortbezogenen Grundwasserabstands verbunden mit der Tatsache, dass eine Trink-
wassergewinnung in der Nähe und auf dem Gemeindegebiet der Gemeinde Echzell nicht 
vorhanden ist, eine konkrete Grundwassergefährdung ausgeschlossen. 
 
Zu 10.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist richtig, dass die Niederschlagsversickerung und Grundwasserneubildung im Bereich 
der Überbauung künftig nicht mehr möglich sein werden. Das anfallende Regenwasser wird 
aber zwischengespeichert und mit gedrosseltem Abfluss über ein mehrere Hundert Meter 
langes Grabensystem und eine zusätzlichen Rückhaltemulde dem Einzugsgebiet wieder 
zugeleitet. Hierbei ist auch von einer zumindest teilweisen Versickerung auszugehen, so-
dass der Gebietswasserhaushalt nicht nachhaltig verändert wird.  
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13. 
 
 
14. 
 
 
 
 
 
15. 
 
 
 
16. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Abpumpen von Grundwasser ist nicht vorgesehen. Für den Havariefall werden Tank-
stellen regelmäßig mit Rückhaltewannen ausgestattet. Der Untergrund ist wegen des Löss-
lehms im Übrigen nur schlecht durchsickerbar und so tiefgründig, dass eine Gefährdung des 
Grundwassers und somit auch des Heilquellenschutzgebiets auszuschließen ist. 
Da das Oberflächenwasser aus dem unversiegelten Gebiet derzeit bereits dem Waschbach 
zufließt, kommt es zu keiner Verschlechterung des Gewässerzustandes. 
 
Zu 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Bei Bauausführung und Betrieb des Logistikstandortes sind die Ge- und Verbote der Heil-
quellen-Schutzgebietsverordnungen zu beachten. Maßgeblich für das Vorhaben ist die 
Schutzzone D des Heilquellenschutzgebietes Bad Salzhausen. Hier ist laut Verordnung eine 
quantitative (mengenmäßige) Beeinträchtigung des Grundwassers u.a. durch Eingriffe in 
den Boden über 100 m Tiefe untersagt. Im Einzugsbereich des Oberhessischen Heilquel-
lenschutzbezirkes sind Bohrungen ab einer gewissen Tiefe erlaubnispflichtig. Die entspre-
chende Überwachung der Vorgaben bzw. Erteilung der erforderlichen Erlaubnisse und Ge-
nehmigungen liegt in der Zuständigkeit der Wasserbehörde.  
Die Lage der Planfläche im Schutzgebiet wurde nicht übergangen, sondern es ist nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht davon auszugehen, dass durch Bau und Betrieb des Lo-
gistikzentrums eine mengenmäßige Gefährdung der Heilquellen besteht. Unabhängig von 
der Lage im Schutzgebiet ist bei Bau und Betrieb des Logistikstandortes durch Anwendung 
entsprechender technischer Standards und genereller Vorsichtsmaßnahmen sicherzustel-
len, dass ein Schadstoffeintrag in den Boden oder das Grundwasser unterbleibt. 
 
Zu 12.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Alle Außenbereichsnutzungen wurden berücksichtigt, soweit sie legal sind (Römerhof). 
Festgesetzte Baugebiete in der Gemeinde Echzell werden nicht betroffen. 
 
Zu 13.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Schall- und Luftschadstoffgutachten liegen vor. Es kommt durch das Vorhaben zu keinen 
gesundheitsschädlichen Feinstaub- oder Lärmbelastungen. 
 
Zu 14.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Schallschutz für den Römerhof ist ausreichend berücksichtigt. Es ist anerkannt, dass 
nicht sämtliche Lärmbelange auf der Ebene der Bauleitplanung abgehandelt werden müs-
sen, sondern, etwa im Rahmen von Geschwindigkeitsregeleungen auch auf die Ebene 
straßenverkehrsrechtlicher Anordnungen, die hier schon der neuen Einfahrtssituation ge-
schuldet werden. Demgegenüber sind Anfahren und Abbremsen im Lärmgutachten bereits 
berücksichtigt. 
Da auch im Zuge der Bundesstraße an Einmündungen eine Reduzierung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit auf 70 km/h angeordnet wurde, erfolgte dies auch im Anbindungsbe-
reich des Logistikparks Wölfersheim A 45, zumal sich die verkehrlichen Anbindungen kurz 
vor der Einmündung der K 181 in die B 455 befinden. 
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Da der Bebauungsplan diese Maßnahmen der straßenverkehrbehördlichen Anord-
nung nicht regeln kann, erfolgte auch die Prüfung der Wirkung des planbedingten 
Zusatzverkehrs ohne Geschwindigkeitsbegrenzung. 
 
Die RLS-90 sieht für Kreuzungen und Einmündungen ohne Vorhandensein von 
Lichtsignalanlagen keine Zuschläge vor, die eine Störwirkung bestimmter Betriebs-
zustände des Verkehrs, die keine Emissionsänderung kennzeichnen und auch nicht 
messbar sind, charakterisieren. 
 
Da insoweit situationsbedingte Fahrmuster durch das allgemeine Berechnungsver-
fahren adäquat erfasst werden, gilt der Zuschlag nicht für Einmündungen ohne Licht-
signalanlage. Daher ist das Anfahren und Bremsen der Lastkraftwagen beim Ein- 
und Ausfahren nicht zu berücksichtigen. 
 
Zu 15.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Gebiets begründet sich in den besonderen Anforderungen an einen 
großflächigen Logistikbetrieb vor allem hinsichtlich Topographie, Flächenbedarf, 
Immissionsschutz und Verkehrsanbindung. Ein direkter Anschluss an eine Ortslage 
scheidet deshalb in der Regel aus. Die erhöhten Eingriffswirkungen auf das Land-
schaftsbild müssen in Abwägung mit den Schutzbedürfnissen der Wohnbevölkerung 
deshalb in Kauf genommen werden. 
 
Zu 16.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Limesradweg verläuft östlich der Ortslage Echzell. Das Plangebiet selbst wird 
weder touristisch genutzt, noch weist es eine Eignung für die Naherholung auf, da 
von den umliegenden Straßen, insbesondere der A 45, eine hohe Lärmbelastung 
ausgeht. 
 
Zu 17.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Eine Beeinträchtigung von landwirtschaftlichen Böden auf der Gemarkung Echzell erfolgt 
nicht. Bodenstrukturen auf der Gemarkung Echzell werden nicht verändert. Wasserwege auf 
dieser Gemarkung werden nicht verändert. 
 
Zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine erneute Offenlage hat stattgefunden. 
Das Recht bleibt der Gemeinde Echzell unbenommen. Allerdings vertritt die Gemeinde 
Wölfersheim die Auffassung, dass der vorliegende Bebauungsplan die öffentlichen und 
privaten Belange sachgerecht untereinander und gegeneinander abgewogen und auch im 
Übrigen die planungsrechtlichen Anforderungen eingehalten hat. 
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Hessen Mobil Gelnhausen (01.02.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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7. 
 
 
 
 
8. 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 2.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Wird im weiteren Verfahren im Zuge der Ausführungs- und Genehmigungsplanung berück-
sicht. 
 
 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Hinsichtlich des weiteren Vorgehens des Eingriffs in die B 455 und die K 181 hat es am 
12.02.2019 eine Abstimmungsrunde zwischen REWE und Hessen Mobil gegeben, bei der 
das weitere Vorgehen einvernehmlich festgelegt wurde. 
Die Vereinbarung mit dem Wetteraukreis befindet sich in Erarbeitung. 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Dies betrifft ausdrücklich auch alle Regelungen zu den drei geplanten Lichtsignalanlagen 
und die ordnungsgemäße Entwässerung. 
Eine Abstimmung mit HessenMobil bezüglich der Lichtsignalanlagen hat stattgefunden. Ein 
Ausbau der Lichtsignalanlagen wird spätestens mit der Inbetriebnahme des Logistikstandor-
tes angestrebt.  
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der vorhandene breite Randstreifen, den die Straßen auch nach dem Ausbau beibehalten 
werden, ist ausreichend für die Versickerung.  
 
 
Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Wird in der weiteren Ausführungs- und Genehmigungsplanung berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
Zu 10.: Der Anregung wird entsprochen. 
Der (geplante) äußere Fahrbahnrand wird nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenom-
men.  
 
 
Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Zweck der Anbauverbote ist es, im Bereich der Bundesfernstraßen Bauten und sonstige 
Anlagen, insbesondere Werbeanlagen, zu verhindern, die durch eine Sichtbehinderung oder 
ihre ablenkende Wirkung die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs auf Bundes-
straßen und Bundesautobahnen beeinträchtigen könnten (Urteile vom 4. April 1975 a.a.O. 
und 21. September 2006 – BverwG 4 C 9.05 - BVerwGE 126, 349 Rn. 14; vgl. auch 
BTDrucks 7/1265 S. 20). Nicht Zweck des Gesetzes ist die Landfreihaltung für Um- und 
Ausbauarbeiten des Straßenbaulastträgers zu gewährleisten. Die gesetzlichen Bauverbots-
zonen sind in der Plankarte eingetragen. 
 
 
Zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Da laut Bundesfernstraßengesetz § 9 Abs. 1 i.V.m. § 9 Abs. 1 bereits detailgenau beschrie-
ben wird, dass Anlagen der Außenwerbung Hochbauten gleichgestellt sind und diese bis zu 
20 Meter an Bundesstraßen nicht errichtet werden dürfen, ist eine explizite Erwähnung im 
Bebauungsplan nicht erneut erforderlich.  
 
 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Forderung wird eingehalten, ist aber nicht Teil eines Bebauungsplanverfahrens. Sie wird 
in der weiteren Ausführungs- und Genehmigungsplanung berücksichtigt.  
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Zu 14.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Sichtfelder werden nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 15.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Kreuzungsantrag zur Querung der Bundesautobahn A 45 wird gestellt. 
 
 
 
 
Zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gemeinde Wölfersheim hat eine schalltechnische Untersuchung, ein Bodengutachten 
und eine Vermessung eingeholt, deren Ergebnisse die Grundlage für die fachgerechte 
Planung der Lärmschutzanlage bilden. Die Gemeinde Wölfersheim geht davon aus, dass 
die Lärmschutzanlage ihre Wirksamkeit wie prognostiziert entfaltet. 
 
 
 
 
Zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Vereinbarung wird im Rahmen der weiterführenden Planung ergänzt. Die Unterlagen 
werden erstellt und weiter abgestimmt.  
 
 
 
 
Zu 19.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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21. 
 
 
 
 
 
22. 
 
 
 
 
 
 
 
23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 20.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Auch wenn es sicherlich sinnvoll sein möge, kann der Anregung aus formalen Gründen 
nicht entsprochen werden. Die Prüfung einer Plangenehmigung (Grund: zeitnahe Herstel-
lung der Verkehrssicherheit) obliegt Hessen Mobil. 
 
 
 
 
 
Zu 21. Dem Hinweis wird entsprochen. 
Die Bezeichnung wird redaktionell geändert. 
 
 
 
Zu 22.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es wird eine direkte vertragliche Regelung zwischen Hessen Mobil und dem Antragsteller 
(=REWE)“ getroffen. 
 
 
 
 
 
Zu 23.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Gemeindevorstand Wölfersheim, Straßenverkehrsbehörde (16.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kreisausschuss Wetteraukreis, FD 4.1 (28.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
Der in den Bebauungsplan bereits aufgenommene Hinweis wird wie gewünscht ergänzt. 
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4. 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt. 
Bereits Anfang 2016 begann die REWE Group mit der Suche nach potentiellen Gewerbeflä-
chen mit einer Größe von mehr als 15 ha in einem Umkreis von ca. 50 bis 60 km rund um 
Frankfurt. Im Kontext der geplanten Verlagerung des Fleischwerks Brandenburg wurde die 
externe Firma Imtargis mit der Identifizierung geeigneter Grundstücke beauftragt. Da sich 
die Standortanforderungen des neuen Logistikzentrums und des Fleischwerks grundsätzlich 
ähneln, wurde auch bei der Flächensuche für das Logistikzentrum auf die vorliegende Stu-
die der Firma Imtargis zurückgegriffen. Allerdings übersteigt die für das Logistikzentrum 
benötigte Fläche (ca. 30 ha) die des Fleischwerks (ca. 15 – 20 ha), weshalb mehrere der 
neun individuell geprüften Flächen (z. B. Großen Buseck, Gewerbegebiet Ost, Fernwald, An 
der A5, Butzbach, Magnapark, ) bereits im Vorfeld ausschieden. Die Ansiedelungsmöglich-
keiten an den drei verbliebenen Standorten -Hungen, Gießen, Wölfersheim- wurden parallel 
intensiv geprüft, wobei der Standort in Wölfersheim nach Absage der Stadt Gießen als ein-
ziger alle Anforderungen –Lage: zentral im Liefergebiet, Mitarbeiterbindung: Nähe zum 
Altstandort, Grundstücksgröße: > = 300.000 m², ebenerdig, Erschließung: BAB-Anschluss, 
Parkplätze: > 600 PKW- und > 200 LKW-Stellplätze- nahezu vollständig erfüllte. Detaillierte 
Ausführungen hierzu finden sich in Kapitel 1.6 Innenentwicklung (S. 12 + 13) der Begrün-
dung zum Bebauungsplan-Entwurf. 
 
[Zu Ziffer 7. vgl. folgende Seite} 
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8. 
 
9. 
 
 
10. 
 
 
11. 
 
 
 
 
12. 
 
 
 
 
 
13. 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
15. 
 
 
16. 
 
 
 
 
 

Ferner sei auf ein Abstimmungs- und Strategietreffen einer Gemeinschaftsinitiative der 
Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförderung Wetterau 
GmbH im Mai 2016 hingewiesen, bei dem sich unabhängig von REWE als Investor der hier  
zur Debatte stehende Standort als potentiell am besten für einen interkommunalen Gewer-
bepark im Nahbereich der A 45 geeignet herausstellte. 
 
Zu 7.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die entsprechenden Festsetzungen sind im Rahmen der Freiflächenplanung umzusetzen. 
 
Zu 8.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Bodenbearbeitung gemäß V2 wird bedarfsorientiert durchgeführt. 
 
Zu 9.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Ermittlung des relevanten Brutbestandes berücksichtigt die Randeffekte, geht aber 
prinzipiell von der Brutdichte, nicht den tatsächlichen Brutstandorten in den Untersuchungs-
jahren aus. Dass im Plangebiet gegenüber der Umgebung eine leicht erhöhte Dichte er-
kennbar war, wurde ebenfalls berücksichtigt. Die nunmehr ausgewählte Kompensationsflä-
che umfasst eine Größe von etwa 5,0 ha, von denen etwa 4,5 ha für die Maßnahmen wirk-
sam sein dürften. Der Forderung der UNB wird damit Rechnung getragen. 
 
Zu 10.: Der Anregung wird wie folgt entsprochen. 
Mit der Umsetzung der Maßnahmen wird bereits im Frühjahr 2019 begonnen. Erfahrungs-
gemäß wird sich der Brutbestand aber erst verzögert erhöhen, sodass noch Aussagen zum 
„Voreingriffszustand“ möglich sein werden. Das parallel betriebene Monitoring umfasst im 
Übrigen eine rd. 100 ha groß Fläche, sodass Rückschlusse auf die Ausgleichsflächen in 
bisheriger Bewirtschaftung gezogen werden können.  
 
Zu 11.: Der Anregung wird entsprochen. 
Lage und Abgrenzung des Maßnahmengebiets sowie die inhaltlichen Festlegungen zur 
Bewirtschaftung und zum Monitoring werden der UNB mit der jetzt erfolgten vertraglichen 
Sicherung übermittelt. 
 
Zu 12: Der Anregung wird wie folgt entsprochen. 
Die Erschließungsarbeiten erfolgen unter Umwelt-Baubegleitung. Mögliche feldhamstervor-
kommen sind dabei zu prüfen. Der Artenschutzbeitrag wird entsprechend ergänzt. 
 
Zu 13: Der Anregung wird wie folgt entsprochen. 
Die bodenkundliche Fachbegleitung, empfohlen durch den landwirtschaftlichen Berufsstand 
Berstadt, ist beauftragt. Es hat inzwischen mehrere Abstimmungsgespräche mit REWE, den 
zuständigen Fachbereichen beim Wetteraukreis, dem Bodengutachter, der Gemeinde Wöl-
fersheim und dem landwirtschaftlichen Berufsstand aus Berstadt gegeben. Die Maßnahmen 
zum Schutz des wertvollen Oberbodens befinden sich in der Abstimmung, die Flächenak-
quise geeigneter verritzter Böden (Bergbauberechtigungen – Gewinnung und Verkippung) 
für die Ausbringung des wertvollen Mutterbodens findet aktuell statt. 
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18. 
 
 
 
 
19. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Bauausführung ist Teil der Ausführungs- und Genehmigungsplanung und nicht Teil des 
Bebauungsplanverfahrens. 
 
Zu 14: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Eingriffs- / Ausgleichsbilanz sowie die angegebenen Pflanzqualitäten der Bäume wer-
den geprüft. 
 
Zu 15: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Zusatzbewertung Landschaftsbild wurde erstellt und in der erneuten Offenlage in das 
Planverfahren integriert. 
 
Zu 16: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Abbuchung und ggf. Einbuchung von Ökopunkten werden rechtzeitig mit der UNB abge-
stimmt. 
 
Zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
In der u.a. angesprochenen Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplans wurde 
insbesondere die Lage des Vorhabens innerhalb der lt. Zielabweichung zugebilligten 30 ha 
hinterfragt sowie das Quantum an Begrünung auf dem Gelände. 
Der Anteil der Begrünung entspricht schlicht der Forderung, dass nur 80 % des Grund-
stücks versiegelt werden dürfen (Kappungsgrenze). Diese wird möglichst sinnvoll gestaltet. 
Der geplante Zaun wird hinter die Begrünung soweit wie möglich in das Grundstück verlegt, 
so dass die Landwirtschaft möglichst wenig betroffen wird.  
 
Die Maßgaben des Zielabweichungsbescheides (AZ III 31.2-93 b 10/01 Wölfersheim 02/17) 
werden im Änderungsverfahren berücksichtigt:  
Der Zuschnitt des Plangebiets wurde so gewählt, dass die Belange der Landwirtschaft so 
wenig wie möglich beeinträchtigt werden. Der südöstliche Teil umfasst mit ca. 23% des 
Gesamtgebietes Verfüllungen des früheren Braunkohleabbaus. Eine noch geringere Beein-
trächtigung hätte nur ein Heranziehen der gesamten rechteckigen Fläche an die K 181 
gebracht, wovon jedoch wegen der Abstände zu den vorhandenen landwirtschaftlichen 
Betrieben und zu der Geflügelzuchtanlage südwestlich der K 181 Abstand genommen wur-
de. Der Belang des Wohnens auf einem Aussiedlerhof und damit dessen Lärmschutzan-
spruch ist ebenfalls ein gewichtiger Belang, die Landwirtschaft so wenig wie möglich zu 
beeinträchtigen. Jede andere Flächenabgrenzung südlich der Autobahnanschlussstelle 
Wölfersheim, auch eine quadratische o.ä., hätte zu mehr Beeinträchtigung der vorhandenen 
fruchtbaren Böden geführt. Darüber hinaus wurde der Flächenzuschnitt unter Beachtung 
der Nutzungsanforderungen, Erschließung, Flächenverfügbarkeit im Umlegungsverfahren, 
Lärmschutz und landwirtschaftliche Wegebeziehungen gewählt. Die Beeinträchtigung der 
Landwirtschaft wird durch Instrumente der Umlegung bei der Ersatzlandbeschaffung der 
betroffenen Landwirte minimiert. Eine abweichende Aufteilung muss immer zu Widrigkeiten 
im Hinblick auf die geplante verkehrliche Abwicklung führen.  
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Im Zuge der Planung wurde ein Umweltbeirat gegründet, an dem neben Vertretern der 
Naturschutzbehörde auch der FB Landwirtschaft teilnimmt. Im Rahmen dieser Abstimmun-
gen mit den Landwirten und dem Naturschutz wird überschüssiger Oberboden zur Aufwer-
tung von schlechterwertigen Böden in den Ortsteil Wölfersheim verbracht. 
 
 
Zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das erforderliche wasserrechtliche Genehmigungsverfahren wird rechtzeitig beantragt. 
 
 
Zu 19: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die angesprochene Planung wird Gegenstand des wasserrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens. 
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23. 
 
 
 
 
 
24. 
 
25. 
26. 
27. 
 
28. 
 
 
 
 
 

 
Zu 20 und 21.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Maßgaben des Zielabweichungsbescheides (AZ III 31.2-93 b 10/01 Wölfersheim 02/17) 
werden bei der Aufstellung des Bebauungsplans berücksichtigt: 
Der Zuschnitt des Plangebiets wurde so gewählt, dass die Belange der Landwirtschaft so 
wenig wie möglich beeinträchtigt werden. Der südöstliche Teil umfasst mit ca. 23% des 
Gesamtgebietes Verfüllungen des früheren Braunkohleabbaus. Eine noch geringere Beein-
trächtigung hätte nur ein Heranziehen der gesamten rechteckigen Fläche an die K 181 
gebracht, wovon jedoch wegen der Abstände zu den vorhandenen landwirtschaftlichen 
Betrieben und zu der Geflügelzuchtanlage südwestlich der K 181 Abstand genommen wur-
de. Der Belang des Wohnens auf einem Aussiedlerhof und damit dessen Lärmschutzan-
spruch ist ebenfalls ein gewichtiger Belang, die Landwirtschaft so wenig wie möglich zu 
beeinträchtigen. Jede andere Flächenabgrenzung südlich der Autobahnanschlussstelle 
Wölfersheim, auch eine quadratische o.ä., hätte zu mehr Beeinträchtigung der vorhandenen 
fruchtbaren Böden geführt. Darüber hinaus wurde der Flächenzuschnitt unter Beachtung der 
Nutzungsanforderungen, Erschließung, Flächenverfügbarkeit im Umlegungsverfahren, 
Lärmschutz und landwirtschaftliche Wegebeziehungen gewählt. Die Beeinträchtigung der 
Landwirtschaft wird durch Instrumente der Umlegung bei der Ersatzlandbeschaffung der 
betroffenen Landwirte minimiert. Eine abweichende Aufteilung muss immer zu Widrigkeiten 
im Hinblick auf die geplante verkehrliche Abwicklung führen.  
Im Zuge der Planung wurde ein Umweltbeirat gegründet, an dem neben Vertretern der 
Naturschutzbehörde auch der FB Landwirtschaft teilnimmt. Im Rahmen dieser Abstimmun-
gen mit den Landwirten und dem Naturschutz wird überschüssiger Oberboden zur Aufwer-
tung von schlechterwertigen Böden in den Ortsteil Wölfersheim verbracht. 
 
Zu 22.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Unserer Kenntnis nach sind der räumliche Geltungsbereich der Änderung des regionalen 
Flächennutzungsplans und des Bebauungsplans kongruent. 
Die Entscheidung welche Flächendefinition „Vorbehaltsgebiet“ oder „Vorrangfäche“ das zur 
Rückgabe vorgesehene Gebiet erhält obliegt der Planung des Regionalverbands und kann 
an dieser Stelle nicht in die Abwägung eingestellt werden. 
 
Zu 23.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 24.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 25.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Lage und Größe der Flächen für die CEF-Maßnahmen werden durch die fachlichen und 
rechtlichen Vorgaben maßgeblich mitbestimmt, hängen aber vor allem von ihrer Verfügbar-
keit ab. Vorliegend konnten geeignete Flächen in funktionaler Nähe zum Eingriffsgebiet 
gefunden werden, die vom bisherigen Bewirschafter gemäß den Ausgleichserfordernissen 
weiter genutzt werden können, sodass es keiner weiteren Abstimmung mit dem Fachdienst 
bedarf. 
 
[Zu Ziffer 26 bis 28. vgl. folgende Seite} 
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36. 
 
 
37. 
 
38. 
39. 
 
40. 
 
 
 
 
 

Zu 26.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Zu 27.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Zu 28.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 29.: Der Anregung wird entsprochen. 
Ein anerkannter Gutachter wurde bereits beauftragt und wird die Maßnahmen begleiten. 
 
Zu 30.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein kompletter Verzicht auf hochwüchsige Bäume wird angesichts der Größe der Baukörper 
nicht möglich sein. Im Zuge der Freiflächenplanung wird aber darauf geachtet, dass die 
Abstände nach dem Nachbarrecht eingehalten werden. 
Der Hinweis wird jedoch zur Kenntnis genommen und im Rahmen der weiterführenden 
Genehmigungs- und Ausführungsplanung berücksichtigt.  
 
Zu 31.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Wildrosen und Schneeball sind Bestandteile der heimischen Natur und fungieren auch als 
Nahrungsquelle für „Nützlinge“. Gerade in intensiv genutzten Ackerbauregionen sollte auch 
bei den Gehölzen auf die Wahrung einer gewissen Vielfalt geachtet werden. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der weiterführenden Genehmi-
gungs- und Ausführungsplanung berücksichtigt.  
 
Zu 32.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 33.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 34.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
An den getroffenen Festsetzungen wird nach wie vor festgehalten. Eine weitergehende 
Einschränkung des Zulässigkeitskatalogs würde den Gebietscharakter in Frage stellen. 
Im Sinne einer nachhaltigen städtebaulichen Planung, die auch eine anderweitige (Folge-) 
Nutzung ermöglicht, wird an der Angebotsplanung festgehalten. Eine Einschränkung des 
Katalogs von § 8 Abs. 2 BauNVO ist städtebaulich nicht möglich bzw. nicht gewollt. Die 
Arten der baulichen Nutzung gemäß Ziffern 1. bis 3. werden bereits mit der Erstbebauung 
verwirklicht. Um Betriebssportanlagen zu ermöglichen, ist auch Ziffer 4. nicht auszuschlie-
ßen. 
 
Zu 35.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Eine Angabe zur abschließenden Wuchshöhe der Bäume kann nicht getroffen werden. Sie 
schwankt von Art zu Art und nicht zuletzt mit den örtlichen Bedingungen. Näherungsweise 
lassen sich Wuchshöhen von bis zu 20 m als mittelfristig realisierbar ansetzen. Auszugehen 
ist somit von einer Eingrünung, nicht aber von einer irgendwann erreichbaren Kaschierung 
der Gebäude. Der wesentliche Teil des Gebäudebestandes wird somit dauerhaft über die 
Gehölze hinausragen. 
 
Zu 36.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzung wird redaktionell ergänzt, nicht korrigiert. 
 
[Zu Ziffer 37 bis 40. vgl. folgende Seite} 
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Zu 37.: Der Anregung wird entsprochen. 
Es werden ergänzende Maße in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Zu 38. und 39.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 40.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Für die Entwässerungsplanung des Plangrundstücks ist zu Grunde zu legen, dass kein 
Niederschlagswasser vom Plangrundstück über den natürlichen Abfluss hinaus abgeleitet 
werden darf. Sämtliches anfallende Niederschlagswasser darf nur in der Größenordnung 
des Niederschlagswasserabflusses erfolgen, der auch von dem derzeit landwirtschaftlich 
genutzten Fläche in Richtung Waschbach abfließt.  
Dies erfordert, dass sämtlicher darüber hinausgehender Niederschlagswasseranfall auf dem 
Grundstück zurückgehalten werden muss. Hierzu wird ein unterirdischer Rückhaltebehälter 
mit einem Fassungsvolumen von ca. 6.800 m³ erforderlich. Aus diesem Behälter erfolgt 
dann eine verminderte Abgabe in Höhe des natürlichen Abflusses, wodurch eine gleichmä-
ßigere Wasserführung im Waschbach erreicht wird. Sämtliches bei Starkregen anfallendes 
Niederschlagswasser wird also auf dem Gelände zurückgehalten und in einer umweltver-
träglichen Menge abgegeben. 
 
Zu 41.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Angemerkt sei, dass die Abteilung Immissionsschutz des Regierungspräsidiums Darmstadt 
keine Anregungen vorgetragen hat, die der Planung entgegenstehen. 
 
 
Zu 42.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
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Landesamt für Denkmalpflege in Hessen (14.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Anregung wird entsprochen. 
Der Hinweis im Bebauungsplan wird entsprechend ergänzt. 
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NABU Horlofftal e.v., Stephan Kannischer, Seestraße 41, 35410 Hungen (31.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in der 
fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz wertvol-
len Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebauung frei-
halten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche Großvor-
haben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber nach-
haltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
Betont sei, dass erhebliche Teile des Plangebiets Verfüllungen des früheren Braunkohleab-
baus betreffen, die pedologisch eindeutig geringwertiger sind als rezente Parabraunerden 
oder Tschernoseme, weshalb eine für die Wetterau letztlich durchschnittliche spezifische 
Eingriffserheblichkeit gegeben ist. 
Der Umweltbericht setzt sich ausführlich und gemäß den Vorschriften des BauGB mit den 
Folgen des Eingriffs auseinander. Das Bodenschutzgesetz formuliert Ziele und Vorkehrun-
gen für einen schonenden Umgang mit Grund und Boden, steht dem Vorhaben aber nicht 
entgegen. 
 
Zu 2.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist richtig, dass die Niederschlagsversickerung und Grundwasserneubildung im Bereich 
der Überbauung künftig nicht mehr möglich sein werden. Das anfallende Regenwasser wird 
aber zwischengespeichert und mit gedrosseltem Abfluss über ein mehrere Hundert Meter 
langes Grabensystem und eine zusätzlichen Rückhaltemulde dem Einzugsgebiet wieder 
zugeleitet. Hierbei ist auch von einer zumindest teilweisen Versickerung auszugehen, so-
dass der Gebietswasserhaushalt nicht nachhaltig verändert wird. Das Abpumpen von 
Grundwasser ist nicht vorgesehen. Für den Havariefall werden Tankstellen regelmäßig mit 
Rückhaltewannen ausgestattet. Der Untergrund ist wegen des Lösslehms im Übrigen nur 
schlecht durchsickerbar und so tiefgründig, dass eine Gefährdung des Grundwassers aus-
zuschließen ist. 
 
Zu 3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das erforderliche Rückhaltevolumen wird regelkonform ermittelt und der zulässige Drossel-
abfluss eingehalten, sodass keine Schäden am Gewässersystem zu erwarten sind. Die 
Annahme einer zu geringen Dimensionierung wird von der Stellungnahme im Übrigen nicht 
begründet. Hinsichtlich der geplanten Ableitung des Niederschlagswassers in den Wasch-
bach ist nicht von Verstößen gegen das Wasserhaushaltsgesetz, die Wasserrahmenrichtli-
nie oder den Hochwasserschutz auszugehen, da die festgesetzten Maßnahmen mit der 
zuständigen Wasserbehörde abgestimmt und von dieser genehmigt werden. 
 
 
[Zu Ziffer 4 – 6 vgl. folgende Seite] 
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Zu 4.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Logistikzentrums inmitten der Ackerflur weitab der Ortslagen lässt eine Verän-
derung der kleinklimatischen Bedingungen für die Anwohner insbesondere auch der Ortsla-
ge von Echzell nicht erwarten. Die Verdunstung des Niederschlagswassers wird über die 
Dachflächen bei der Mehrzahl der Regenereignisse auch künftig möglich sein. Eine Be-
schleunigung des Abflusses aus dem Gebiet ist allein nach stärkeren Regenereignissen zu 
erwarten. Bei diesen bedarf es aber keiner Erhöhung der Luftfeuchtigkeit. 
 
Zu 5.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen für das Vogelschutzgebiet Wetterau wurden bereits im Vor-
feld des Bauleitplanverfahrens durch eine Verträglichkeitsstudie ausgeschlossen, die sich 
ausgiebig auch mit der Frage von Randeffekten durch das Vorhaben auseinandersetzt. Die 
im Gebiet selbst betroffenen Arten wurden in zwei Vegetationsperioden ermittelt; für sie 
werden geeignete Kompensationsmaßnahmen geplant und umgesetzt, die im Umweltbe-
richt und im artenschutzrechtliche Fachbeitrag ausführlich hergeleitet und erläutert werden. 
Die Bestimmungen des BNatSchG oder der FFH-Richtlinie werden nicht verletzt. 
 
Zu 6.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Gebiets begründet sich in den besonderen Anforderungen an einen großflä-
chigen Logistikbetrieb vor allem hinsichtlich Topographie, Flächenbedarf, Immissionsschutz 
und Verkehrsanbindung. Der Umweltbericht setzt sich ausführlich mit den Eingriffswirkun-
gen auf das Landschaftsbild auseinander und kommt zu schlüssigen Aussagen, die das 
Vorhaben sehr wohl als erheblichen Eingriff klassifizieren. Die Annahme der Verträglichkeit 
begründet sich vor allem in der geringen Sensibilität im Nahbereich des Plangebiets. Gera-
de die Zunahme an Störungen im Offenland bei Wölfersheim hat bereits dazu geführt, dass 
die Landschaft im Umfeld der A 45 erheblich an Reiz und Erholungseignung verloren hat. 
Auch im Hinblick auf die „Lichtverschmutzung“ ist dies beachtlich, wird der Offenlandbereich 
zwischen Wölfersheim und Echzell heute schon durch den Straßenverkehr erheblich mit 
nächtlicher Beleuchtung belastet. Gleichzeitig ist die Sensibilität einer intensiv genutzten 
Agrarlandschaft dieser Eingriffswirkung gegenüber deutlich geringer als es beispielsweise in 
einer naturnahen Flussaue oder in Waldnähe wäre. Die geplanten Eingriffe sind deshalb 
verträglich. 
 
Zu 7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen  
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im Straßennetz eine ausreichende Leis-
tungsfähigkeit gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleitplanverfahren 
laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme erstellt, die das 
o.g. Ergebnis stützt. 
 
Zu 8.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt. 
 
[Zu Ziffer 9. vgl. folgende Seite] 
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Bereits Anfang 2016 begann die REWE Group mit der Suche nach potentiellen Gewerbeflä-
chen mit einer Größe von mehr als 15 ha in einem Umkreis von ca. 50 bis 60 km rund um 
Frankfurt. Im Kontext der geplanten Verlagerung des Fleischwerks Brandenburg wurde die 
externe Firma Imtargis mit der Identifizierung geeigneter Grundstücke beauftragt. Da sich 
die Standortanforderungen des neuen Logistikzentrums und des Fleischwerks grundsätzlich 
ähneln, wurde auch bei der Flächensuche für das Logistikzentrum auf die vorliegende Stu-
die der Firma Imtargis zurückgegriffen. Allerdings übersteigt die für das Logistikzentrum 
benötigte Fläche (ca. 30 ha) die des Fleischwerks (ca. 15 – 20 ha), weshalb mehrere der 
neun individuell geprüften Flächen (z. B. Großen Buseck, Gewerbegebiet Ost, Fernwald, An 
der A5, Butzbach, Magnapark, ) bereits im Vorfeld ausschieden. Die Ansiedelungsmöglich-
keiten an den drei verbliebenen Standorten -Hungen, Gießen, Wölfersheim- wurden parallel 
intensiv geprüft, wobei der Standort in Wölfersheim nach Absage der Stadt Gießen als ein-
ziger alle Anforderungen –Lage: zentral im Liefergebiet, Mitarbeiterbindung: Nähe zum 
Altstandort, Grundstücksgröße: > = 300.000 m², ebenerdig, Erschließung: BAB-Anschluss, 
Parkplätze: > 600 PKW- und > 200 LKW-Stellplätze- nahezu vollständig erfüllte. Detaillierte 
Ausführungen hierzu finden sich in Kapitel 1.6 Innenentwicklung (S. 12 + 13) der Begrün-
dung zum Bebauungsplan-Entwurf. 
Ferner sei auf ein Abstimmungs- und Strategietreffen einer Gemeinschaftsinitiative der 
Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförderung Wetterau 
GmbH im Mai 2016 hingewiesen, bei dem sich unabhängig von REWE als Investor der hier  
zur Debatte stehende Standort als potentiell am besten für einen interkommunalen Gewer-
bepark im Nahbereich der A 45 geeignet herausstellte. 
 
Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Ressourcenverbrauch und dessen Konsequenzen sind auf Bundesebene zu behan-
deln. 
Es sei aber darauf hingewiesen, dass der bisherige Pendelverkehr zwischen den REWE-
Lagern in Hungen und Rosbach entfällt. Auch der Wasserverbrauch (neues Logistikzent-
rum) wird im Vergleich mit dem Verbrauch an den beiden bestehenden Standorten geringer 
ausfallen. Vor allem die geplante Nutzung von Regenwasser als Brauchwasser reduziert 
den Wasserverbrauch erheblich. Zur Ausleuchtung des Betriebsgeländes sind energiespa-
rende Systeme festgesetzt. Auf nächtliche Anstrahlungen des Gebäudes soll verzichtet 
werden, ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu rechnen. 
Durch die Verringerung des LKW-Verkehrs durch den Entfall der Lager in Rosbach und 
Hungen sowie dem verbesserten Versorgungskonzept des neuen Lagers in Wölfersheim 
wird die Belastung der Umwelt durch Schadstoffe, verursacht durch den Schwerlastverkehr, 
reduziert. 
 
 
[Zu Ziffer 10 bis 12. vgl. folgende Seite] 
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11. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 10.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 1-9 ist festzustellen, dass die gesetzlichen Anforde-
rungen eingehalten werden. Das Vorhaben ist zulässig. Es ist falsch und wird nicht begrün-
det, dass seitens des RP Darmstadt Planungsmängel geltend gemacht oder dies durch  
Gutachten postuliert würden. Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß BauGB wurde durch-
geführt, zusätzlich wurde im Dezember 2018 eine Bürgerinformationsveranstaltung abge-
halten. Sämtliche im Rahmen des Bauleitplanverfahrens relevanten Unterlagen wurden 
offengelegt. 
 
 
Zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
SÜDBECK ET AL. geben artspezifische Empfehlungen zur Erfassung der Vogelwelt, die als 
fachlicher Standard auch vorliegend berücksichtigt wurden. Es liegt aber auf der Hand, dass 
diese im konkreten Einzelfall an den Realitäten orientiert werden müssen und können. So ist 
es ein Unterscheid, ob die Erfassung in einer strukturreichen Landschaft oder einer „ausge-
räumten“, intensiv genutzten Feldflur erfolgt. Außerdem ist zu unterscheiden zwischen Un-
tersuchungen, die der zweifelsfreien Klärung des Brutstatus einer Art dienen, und Erhebun-
gen, die – wie hier – zur Ermittlung des Eingriffserheblichkeit stattfinden. Im letztgenannte 
Fall bewirkt schon ein Brutverdacht die artenschutzrechtliche Relevanz, weswegen es auch 
keiner weiterreichenden Erfassung der Rebhühner bedarf. Im Übrigen räumt der Einwender 
letztlich selbst ein, dass die Untersuchungen im Wesentlichen den Empfehlungen folgen. 
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13. 
 
 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
 
 
15. 
 
 
 
 
 
 
 
 
16. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Nutzung des Gebiets als Rastplatz ist bekannt und wird bei der Bewertung berücksich-
tigt. Da die Flächen sich aber nicht durch besondere Eigenschaften auszeichnen, bewirkt 
ihre Überplanung angesichts der Großflächigkeit der Wetterauer Agrarlandschaft im Hinblick 
auf den Vogelzug keine erheblichen Beeinträchtigungen. 
 
Zu 14.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Eine Pflicht zur Datenabfrage bei der VSW besteht nicht. Sie ist vorliegend auch entbehr-
lich, weil zur Bewertung des Vorhabens ausreichend Daten vorliegen. 
 
 
 
Zu 15.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es ist nicht Aufgabe des Artenschutzbeitrags, eine Übersicht über die aktuelle Literatur zu 
geben, sondern auf Grundlage des Standes wissenschaftlicher Erkenntnis belastbare Aus-
sagen zu treffen. Dies leistet der Fachbeitrag. Die Angabe zur Roten Liste im Literaturver-
zeichnis wird überprüft. Rechtlich relevant ist aber der Erhaltungszustand der Arten. 
 
 
 
Zu 16.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Untersuchungen entsprechen im Wesentlichen den Empfehlungen von SÜDBECK ET AL.. 
Zudem ergibt sich die fachliche Qualität der Aussagen nicht aus der Länge des Literaturver-
zeichnisses. Konkrete Einwendungen zu den Aussagen des Fachbeitrags werden aber nicht 
erhoben. 
Für das Rebhuhn wird ein Brutvorkommen angenommen, weshalb es keinen planungsrele-
vanten Erkenntnisgewinn brächte, seine von Jahr zu Jahr wechselnden Reviere exakt zu 
erfassen. Ausschlaggebend ist, dass die Art als Brutvogel eingestuft wurde und von den für 
die Feldlerche entwickelten CEF-Maßnahmen in gleichem Maße profitiert, sie also arten-
schutzrechtlich hinreichend gewürdigt wurde. 
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[vgl. Ausführungen auf der folgenden Seite] 
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17. 
 
 
 
18. 
 
 
 
 
19. 
 
 
 
 
 
 
20. 
 
 
 
 
 
21. 
 
 
 
 
 
 
22. 
 
 
 
 
 
23. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 17.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Maßnahme dient der Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände. Der natur-
schutzrechtliche Ausgleich erfolgt rechtskonform durch die Abbuchung von Ökopunkten. 
 
Zu 18.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Auf der Planungsebene bedarf es einer Operationalisierung der Ermittlung von Erfordernis-
sen, um geeignete Maßnahmen überhaupt entwickeln zu können. Nicht Wunschdenken liegt 
dem zugrunde, sondern zielgerichtetes Handeln. Die beschriebenen Maßnahmen werden 
durch ein Monitoring begleitet, um sicherzustellen, dass sie die beabsichtigte Wirkung ent-
falten. Tun sie dies nicht, sind Anpassungen erforderlich. 
 
Zu 19.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Maßnahmen orientieren sich an den Anforderungen der betroffenen Arten. Dass diese 
im 19. Jh. um ein vielfaches zahlreicher waren, spricht für sich und für die Sinnhaftigkeit der 
Maßnahme. Verwendet wird im Übrigen nicht der Begriff einer „modernen“, sondern einer 
modifizierten Dreifelderwirtschaft. Diese lehnt sich an die „verbesserte“ Dreifelderwirtschaft 
des 19. Jhs. an, bei der der Brachackers für den Anbau von Leguminosen, Grasgemengen 
oder Kartoffeln herangezogen wurde. Modifiziert wird diese Anbauweise dadurch, dass die 
drei Felder nicht auf verschiedenen Zelgen liegen, sondern abwechselnd und jährlich durch-
laufend in einem Gewann.  
 
Zu 20.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie sprechen nicht gegen die Sinnhaftigkeit der Maßnahme. 
 
 
Zu 21.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie sprechen nicht gegen die Sinnhaftigkeit der Maßnahme. 
 
 
 
 
Zu 22.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie sprechen nicht gegen die Sinnhaftigkeit der Maßnahme. 
 
 
 
 
Zu 23.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
An der Maßnahme wird festgehalten. Ausschlaggebend ist allein ihre Wirkung. 
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24. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 24.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Maßnahme ist artenschutzrechtlich begründet. Die Kompensationsverordnung ist nicht 
einschlägig. 
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Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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2. 
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Interessensvertreter der Landwirtschaft werden - nach wie vor - in die weiteren Planun-
gen einbezogen. 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der angesprochene Zaun ist im angesprochenen Projektplan nur nachrichtlich dargestellt 
und kann im Bereich des unterirdischen Regenrückhaltebeckens 3 m zurückgenommen 
werden. In diesem Bereich wäre auch die Anlage von Blühstreifen möglich. Die Anregung 
wird bei der weiterführenden Planung berücksichtigt, betrifft jedoch nicht die Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Zur Keim-, Wuchs- und Reifezeit der Ackerfrüchte ist Schattenwurf tags nur auf das Plan-
Grundstück zu erwarten; nur in den Abendstunden fällt der Schattenwurf geringfügig auf die 
nördlichen Ackergrundstücke. 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die geplante Schmutzwasserleitung im Wirtschaftsweg wird im unterirdischen Rohrvortrieb 
verlegt, nicht durch Spülbohrungen. Es entstehen keinerlei Setzungen. Insofern bedarf es 
auch keiner Neuasphaltierung in diesem Bereich. Vertrag mit 4 m breiter Asphaltschicht (s. 
Ziffer 6) vereinbart. 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Entsprechend dem in Aufstellung befindlichen städtebaulichen Vertrag § 2 Abs. 4 ist eine 4 
m breite Asphaltschicht vereinbart.  
 
 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2) BauGB 

 

97 

 
 
 
7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Wie die Ausführungen zu 3-6 verdeutlichen werden die vorgenannten Punkte angemessen 
und in Abstimmung mit den Landwirten berücksichtigt.  
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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2. 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
Zu 2.: Der Anregung wird entsprochen. 
Lage und Abgrenzung des Maßnahmengebiets sowie die inhaltlichen Festlegungen zur 
Bewirtschaftung werden vertraglich gesichert und der OVAG zeitnah zur Verfügung gestellt. 
 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorhandene, das Plangebiet kreuzende 20-kv Freileitung soll im Zuge des Verfahrens 
rückgebaut und verlegt werden. Am 13.07.2018 hat hierzu im Rathaus der Gemeinde Wöl-
fersheim ein Planungstermin mit den Versorgern stattgefunden, an dem auch die OVAG 
Netz AG teilgenommen hat. Die Details werden unmittelbar mit dem Versorgungsunterneh-
men bei der weiterführenden Planung geklärt. 
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OVAG Wasser (17.12.2018) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das Abwägungsergebnis wurde gemeinsam mit deren Abwägungsergebnis an OVAG Netz 
geschickt. Unmittelbar nach Erhalt dieser Stellungnahme wurde besagtes Abwägungser-
gebnis per Email an den Unterzeichner geschickt. 
 
Eine von der nebenstehenden Stellungnahme abweichende Rückmeldung ist bisher nicht 
erfolgt. 
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Anlage zum Schreiben OVAG Wasser vom 17.12.2018 
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Seite 2 der Anlage zum Schreiben OVAG Wasser vom 17.12.2018 
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Lage und Abgrenzung des Maßnahmengebiets sowie die inhaltlichen Festlegungen zur 
Bewirtschaftung werden vertraglich gesichert und der PLEdoc zeitnah zur Verfügung ge-
stellt. 
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Anlage PLEdoc zum Schreiben vom 21.12.2018 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (24.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
vgl. folgende Seiten 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
4. 
 
 
 
 
 

 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Maßgaben des Zielabweichungsbescheides (AZ III 31.2-93 b 10/01 Wölfersheim 02/17) 
werden im Aufstellungsverfahren berücksichtigt: 
Der Zuschnitt des Plangebiets wurde so gewählt, dass die Belange der Landwirtschaft so 
wenig wie möglich beeinträchtigt werden. Der südöstliche Teil umfasst mit ca. 23% des 
Gesamtgebietes Verfüllungen des früheren Braunkohleabbaus. Eine noch geringere Beein-
trächtigung hätte nur ein Heranziehen der gesamten rechteckigen Fläche an die K 181 
gebracht, wovon jedoch wegen der Abstände zu den vorhandenen landwirtschaftlichen 
Betrieben und zu der Geflügelzuchtanlage südwestlich der K 181 Abstand genommen wur-
de. Der Belang des Wohnens auf einem Aussiedlerhof und damit dessen Lärmschutzan-
spruch ist ebenfalls ein gewichtiger Belang, die Landwirtschaft so wenig wie möglich zu 
beeinträchtigen. Jede andere Flächenabgrenzung südlich der Autobahnanschlussstelle 
Wölfersheim, auch eine quadratische o.ä., hätte zu mehr Beeinträchtigung der vorhandenen 
fruchtbaren Böden geführt. Darüber hinaus wurde der Flächenzuschnitt unter Beachtung der 
Nutzungsanforderungen, Erschließung, Flächenverfügbarkeit im Umlegungsverfahren, 
Lärmschutz und landwirtschaftliche Wegebeziehungen gewählt. Die Beeinträchtigung der 
Landwirtschaft wird durch Instrumente der Umlegung bei der Ersatzlandbeschaffung der 
betroffenen Landwirte minimiert. Eine abweichende Aufteilung muss immer zu Widrigkeiten 
im Hinblick auf die geplante verkehrliche Abwicklung führen.  
Im Zuge der Planung wurde ein Umweltbeirat gegründet, an dem neben Vertretern der 
Naturschutzbehörde auch der FB Landwirtschaft teilnimmt. Im Rahmen dieser Abstimmun-
gen mit den Landwirten und dem Naturschutz wird überschüssiger Oberboden zur Aufwer-
tung von schlechterwertigen Böden in den Ortsteil Wölfersheim verbracht. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
vgl. Ausführungen zu 1. 
 
 
 
 
 
Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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5. 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 
7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. 
 
 
 
 
 
 
9. 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 6.: Dem Hinweis wird entsprochen. 
Es wird eine bodenkundliche Baubegleitung durch einen anerkannten Gutachter erfolgen. 
Im Zuge der Planung wurde zudem ein Umweltbeirat gegründet, an dem neben Vertretern 
der Naturschutzbehörde auch der FB Landwirtschaft teilnimmt. Im Rahmen dieser Abstim-
mungen mit den Landwirten und dem Naturschutz wird überschüssiger Oberboden zur 
Aufwertung minderwertiger Böden in den OT Wölfersheim verbracht. 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Maßgaben des Zielabweichungsbescheides (AZ III 31.2-93 b 10/01 Wölfersheim 02/17) 
werden im Aufstellungsverfahren berücksichtigt: 
Der Zuschnitt des Plangebiets wurde so gewählt, dass die Belange der Landwirtschaft so 
wenig wie möglich beeinträchtigt werden. Der südöstliche Teil umfasst mit ca. 23% des 
Gesamtgebietes Verfüllungen des früheren Braunkohleabbaus. Eine noch geringere Beein-
trächtigung hätte nur ein Heranziehen der gesamten rechteckigen Fläche an die K 181 
gebracht, wovon jedoch wegen der Abstände zu den vorhandenen landwirtschaftlichen 
Betrieben und zu der Geflügelzuchtanlage südwestlich der K 181 Abstand genommen wur-
de. Der Belang des Wohnens auf einem Aussiedlerhof und damit dessen Lärmschutzan-
spruch ist ebenfalls ein gewichtiger Belang, die Landwirtschaft so wenig wie möglich zu 
beeinträchtigen. Jede andere Flächenabgrenzung südlich der Autobahnanschlussstelle 
Wölfersheim, auch eine quadratische o.ä., hätte zu mehr Beeinträchtigung der vorhandenen 
fruchtbaren Böden geführt. Darüber hinaus wurde der Flächenzuschnitt unter Beachtung der 
Nutzungsanforderungen, Erschließung, Flächenverfügbarkeit im Umlegungsverfahren, 
Lärmschutz und landwirtschaftliche Wegebeziehungen gewählt. Die Beeinträchtigung der 
Landwirtschaft wird durch Instrumente der Umlegung bei der Ersatzlandbeschaffung der 
betroffenen Landwirte minimiert. Eine abweichende Aufteilung muss immer zu Widrigkeiten 
im Hinblick auf die geplante verkehrliche Abwicklung führen.  
 
Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der angesprochene Betrieb hat bereits seit dem Bewirtschaftungsjahr 2017/18 2 ha Ersatz-
land zur Verfügung gestellt bekommen. Dies entspricht einem bereits im Vorfeld des Flä-
chenentzugs vorgenommenen Ausgleichs von knapp einem Drittel des zukünftigen Flä-
chenverlustes. 
Ein weiterer hauptbetroffener landwirtschaftlicher Betrieb hat bereits seit dem Bewirtschaf-
tungsjahr 2017/18 ebenfalls 2 ha Ersatzland zur Verfügung gestellt bekommen. Dies ent-
spricht einem bereits im Vorfeld des Flächenentzugs vorgenommenen Ausgleichs von 
knapp der Hälfte des zukünftigen Flächenverlustes des Betriebs. Ein weiterer  
hauptbetroffener landwirtschaftlicher Betrieb hat ca. 1 ha seit dem Bewirtschaftungsjahr 
2017/18 zur Verfügung gestellt bekommen. Durch weitere Maßnahmen der Gemeinde wie 
z.B. dem Ausbau der Drainagen im Bereich des Bruchgewanns wurden strukturverbessern-
de Maßnahmen für die Landwirtschaft durchgeführt. 
[Zu Ziffer 9. vgl. folgende Seite] 
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Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Hinsichtlich der angesprochenen Punkte, Feldwegenetz, Drainagen, Zwischenlagerung von 
Erdaushub und Absprachen von Bauzeiten während der Erschließungsarbeiten stehen die 
verantwortlichen Akteure in engem Kontakt und regem Austausch, u.a. auch mit dem ver-
antwortlichen Ingenieurbüro, das mit der Umsetzung der Erschließungsarbeiten beauftragt 
ist, unter Einbeziehung des Drainageverbandes und des Bodengutachters. 
Eine direkte Verbindung zwischen dem verantwortlichen Bauleiter des Ingenieurbüros und 
dem Ortslandwirt bzw. dessen Stellvertreters wurde bereits hergestellt. Es wurden regelmä-
ßige Baustellenbesprechungen während der Bauzeit unter Einbeziehung des landwirtschaft-
lichen Berufsstands vereinbart. 
 
Die Strukturierung der verbleibenden Restackerfläche nördlich des Geltungsbereiches bis 
zum Feldweg wurde im Rahmen der Erörterungsgespräche im Umlegungsverfahren mit den 
betroffenen Eigentümern und in einem separaten Gespräch mit den Bewirtschaftern erör-
tert: Die Umsetzung obliegt in erster Linie den Eigentümern und Bewirtschaftern. 
 
 
Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein kompletter Verzicht auf hochwüchsige Bäume wird angesichts der Größe der Baukörper 
nicht möglich sein. Im Zuge der Freiflächenplanung wird aber darauf geachtet, dass die 
Abstände nach dem Nachbarrecht eingehalten werden. 
Wildrosen und Schneeball sind Bestandteile der heimischen Natur und fungieren auch als 
Nahrungsquelle für „Nützlinge“. Gerade in intensiv genutzten Ackerbauregionen sollte auch 
bei den Gehölzen auf die Wahrung einer gewissen Vielfalt geachtet werden. 
 
 
Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorgesehen Maßnahmen auf der Ausgleichsflächen entsprechen einer geregelten land-
wirtschaftlichen Nutzung. Die hier produzierten Feldfrüchte sollen und können vermarktet 
werden. Die Bewirtschaftung erfolgt durch einen örtlichen Landwirt. Es ist nicht erkennbar, 
wieso eine den Boden und das Grundwasser schonende, pestizidfreie Landwirtschaft den 
Belangen der Agrarstruktur zuwiderlaufen sollte. Im Übrigen ist die Bedarfsschätzung von 
3,5 ha realistisch und aus fachlicher Sicht nicht überzogen. Ein Ausweichen auf nicht acker-
baulich genutzte Fläche ist rechtlich zudem nicht möglich. Der Umweltbericht enthält eine 
detaillierte Eingriffs- / Ausgleichsbilanz. Diese ist für die artenschutzrechtlich gebotenen 
Maßnahmen aber unerheblich. 
 
 
 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2) BauGB 

 

109 

 
 
12. 
 
 
 
 
13. 
 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15. 
 
 
 
 
16. 
 
 
17. 
 
 
18. 
 
19. 
 
 
 
 
20. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Hier laufen noch Bemühungen der Gemeinde Wölfersheim auf der Suche nach einem Er-
satzgelände für den Modellflugverein. 
 
 
 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 14.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Regierungspräsidium Darmstadt eine einheitliche 
Behörde der Landesverwaltung darstellt. Die Tatbestandswirkung der Zielabweichungsent-
scheidung gilt damit nicht nur für das Regierungspräsidium als Ganzes, sondern auch für 
einzelne Abteilungen und Dezernate. 
 
 
 
Zu 15.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan setzt für den Baukörper des Logistikzentrums, wie im Umweltbericht 
korrekt dargelegt, für die einzelnen Bereiche unterschiedlicher Nutzung verschiedene Hö-
hen zwischen 23 und 36 m fest. Für die separaten baulichen Anlagen im Nordwesten be-
trägt die maximale Gebäudehöhe 10 m. 
 
 
Zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Aussage auf S. 18 der Natura 2000-Studie, wonach keine Störungen für das Schutzge-
biet zu erwarten sind, bezieht sich an dieser Stelle allein auf baubedingte Störwirkungen 
und begründet sich vor allem in der zeitlichen Beschränkung der Bauphase. Es ist zudem 
plausibel anzunehmen, dass es zu Ausweichbewegungen rastender Vögel im Raum Echzell 
kommen wird, da diese in Agrarlandschaften als Folge des Fruchtwechsels auch ohne 
Störwirkungen durch den Baubetrieb regelmäßig erfolgen. Sie sind geradezu ein Charakte-
ristikum für Rastvögel in Ackerbaugebieten. Kap. 7.1 verweist im Übrigen auf die Darlegun-
gen in Kap. 7.5 zu den Störwirkungen durch den späteren Betrieb des Logistikzentrums. 
Dass diese wegen ihrer Dauerhaftigkeit in weitaus stärkerem Maße relevant sind, ist offen-
kundig, weshalb es statthaft ist, die baubedingten Störungen kürzer abzuhandeln. Kap. 7.5 
setzt sich ausführlich mit den fachlichen Grundlagen des Meideverhaltens auseinander, 
quantifiziert unter Angabe von nicht weniger als 22 einschlägigen Quellen und einer selbst 
publizierten Metastudie (KARL 2001) die in der Literatur genannten Meidedistanzen und 
baut seine Bewertungen schlüssig und nachvollziehbar auf diesen Zahlen auf. Die hierbei 
zugrunde gelegten Flächen sind in Abb. 6 räumlich umrissen und werden im Text auf den-
Hektar genau angegeben. 
 
 
[Zu Ziffer 17 bis 20. vgl. folgende Seiten] 
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Zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Auffassung, der zufolge „alle Flächen im Gebiet weiterhin zur Verfügung stehen müs-
sen“, entspricht nicht den rechtlichen Bestimmungen. § 34 Abs. 1 BNatSchG bestimmt, 
dass Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu überprüfen sind, wenn sie einzeln oder im Zu-
sammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu 
beeinträchtigen. Diese Regelung basiert auf dem Verschlechterungsverbot des Art. 6 Abs. 2 
FFH-RL und macht die Funktionsfähigkeit des Schutzgebiets zum Kern der Beurteilung. 
Flächenverluste sind hier nur, resp. erst dann relevant, wenn sie entweder definierte Le-
bensraumtypen (sog. LRT) betreffen (vgl. LAMBRECHT UND TRAUTNER 2007: Fachin-
formationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen 
der FFH-VP) oder aufgrund ihres Umfangs offenkundig in der Lage sind, erhebliche Beein-
trächtigungen hervorzurufen. Auch dann impliziert der Befund per se aber noch keine Aus-
gleichsverpflichtung für den Flächenverlust. Maßgeblich ist allein das funktionale Gefüge 
des Schutzgebiets. Vorliegend sind Lebensraumtypen nach Anhang I FFH-RL im Wirkraum 
nicht ausgebildet. Der in Kap. 7.5 iterativ und plausibel ermittelte Umfang von Flächen im 
Vogelschutzgebiet, für die Störungen bei einer Wirkdistanz von 600 m durch den Betrieb 
anzunehmen sind, beläuft sich auf rd. 16 ha, in worst case-Annahme knapp 48 ha (N 2000-
Studie, S. 26, 1. Abs.). Ihr Anteil am 10.700 ha großen VSG beträgt mithin 0,15 bzw. 0,45 
%. Da zudem ausschließlich Ackerflächen betroffen sind, die für sich genommen keine 
besonderen, nicht ersetzbaren Eigenschaften (Mangelfaktoren) aufweisen, wird die Funktion 
der Landschaft bzw. des Schutzgebiets als Rastlebensraum eindeutig nicht beeinträchtigt. 
 
Zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Entgegen der Aussage der ONB geht Kap. 7.5 nicht davon aus, dass „die“ Fluchtdistanz 
mindestens 100 m betrage, sondern nennt unter Bezugnahme auf die einschlägige Literatur 
zunächst artspezifische Fluchtdistanzen, diskutiert diese und legt schließlich die durch Stu-
dien bekannte höchste Fluchtdistanz relevanter Arten (nämlich der Gänse im Trupp) von 
600 m zugrunde (S. 26 oben). 
 
Zu 19.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es ist richtig und entspricht den Aussagen der Studie, dass bei einer Wirkdistanz von 600 m 
Störwirkungen ohne Puffermaßnahmen bis zu 300 m in das Schutzgebiet hineinreichen. 
Unter Berücksichtigung der bereits durch den Straßenverkehr entwerteten Bereiche beträgt 
der Flächenumfang, für die eine Störung durch das Vorhaben dann anzunehmen ist, rd. 16 
ha (vgl. Ausführungen zu 17.). Die sich daraus ergebenden Auswirkungen werden in der 
Studie ausführlich dargelegt: Sie führen zur zumindest teilweisen Meidung von Ackerflächen 
während der Rast oder – sofern diese trotz der Nähe zum Störquelle angeflogen werden – 
zu einer erhöhten Wahrscheinlichkeit, dass Rastvögel bei Störreizen im Trupp auffliegen 
und auf weiter entfernt liegende Ackerflächen ausweichen. Diese Wirkungen wären dann 
als eine erhebliche Beeinträchtigung für das Schutzgebiet zu qualifizieren, wenn geeignete 
Ausweichmöglichkeiten im ausreichenden Umfang nicht vorhanden wären und die Tiere 
(bzw. ein Teil der Tiere) im Schutzgebiet somit keinen Rasthabitate mehr vorfinden würden. 
Dies ist angesichts der Geringfügigkeit des relativen Flächenverlustes und der „Austausch-
barkeit“ konventionell bewirtschafteter Ackerflächen mit dem heute üblichen Fruchtwechsel 
Winterweizen / Raps auszuschließen. Es sei betont, dass die innerhalb des Schutzgebiets 
liegenden Ackerflächen nicht anders bewirtschaftet werden als die außerhalb des VSG. 
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Zu 20.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die zitierte Aussage auf S. 26 der Studie ist weder ungenau noch unbegründet. Sie wird 
hergeleitet aus den bereits genannten Meidedistanzen relevanter Rastvogelarten gegenüber 
visuellen Störwirkungen, Angaben zur Ausbreitung von Lärm und konkreten Maßnahmen-
empfehlungen zur Abpufferung von visuellen Störungen (Eingrünung) und nächtlichen 
Lichteinflüssen (Scheinwerferkegel). Es ist schlüssig, dass bei wirksamer Minimierung die-
ser Einwirkungen auf einem rd. 20 m breiten Streifen die Meidedistanz letztlich allein durch 
die Kulissenwirkung der Gebäude bestimmt wird, die – für Feldvögel ebenfalls belegbar – 
nicht mehr als etwa 150 m beträgt. 
 
Zu 21.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 1. bis 6. sind Mängel an der Bewertung der Natura 
2000-Studie nicht erkennbar. Ganz im Gegenteil: Eine so umfangreiche Auswertung der 
Literatur zu Störwirkungen bei Vögeln und eine so dezidierte Ableitung konkreter Wirkdis-
tanzen dürfte in anderen Natura 2000-Studien zu Bauvorhaben schwerlich zu finden sein. 
 
Zu 22.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan weist den Bereich gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB als Flächen 
für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Abla-
gerungen (hier: Regenrückhaltebecken) aus, was auch im Umweltbericht dargelegt ist. Der 
Flächenumfang wird zur Bereitstellung des erforderlichen Speichervolumens der Rückhalte-
räume benötigt. 
 
Zu 23.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Verringerung der Eingrünung im Nordwesten und Südwesten des Plangebiets würde 
wegen der einzuhaltenden Bauverbotszonen und Baugrenzen keine erhebliche Flächenein-
sparung, hingegen aber eine deutlich ungünstigere Einbindung des Komplexes in die Land-
schaft hervorrufen. In Richtung des Vogelschutzgebiets weist die Eingrünung im Wesentli-
chen die geforderte Breite von rd. 20 m auf. Im Bereich des geplanten RÜB ist der Pflanz-
streifen geringfügig schmäler; hier liegen die baulichen Anlagen aber auch erheblich hinter 
der Plangebietsgrenze zurück. Zur Umzäunung setzt der Bebauungsplan fest: „Sofern die 
Grünfläche nach 3.2, auf der die Einfriedung erfolgt, eine Breite von mindestens 7 m auf-
weist, hat der Zaun zur äußeren Geltungsbereichsgrenze einen Abstand von mindestens 5 
m zu wahren, sonst von 3 m.“ Dadurch erhält die Abpflanzung einen freien Übergang zur 
Feldflur, der Forderung der ONB wird Rechnung getragen. 
 
Zu 24.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Auf Grundlage der im Vorfeld durchgeführten Biotopkartierung wurde zum Umweltbericht 
eine Bestandskarte der Biotop- und Nutzungstypen im Zielmaßstab 1:2.500 erstellt, die 
auch Grundlage der Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung ist. Für den Zielzustand sind die 
Festsetzungen des Bebauungsplans maßgeblich; der Umweltbericht enthält zusätzlich das 
auf Bebauungsplan-Ebene nicht verbindliche Gestaltungskonzept für den Logistikpark (Abb. 
3). Eine weitergehende Darstellung von „Biotoptypen“ für den „Nachher“-Zustand ist wegen 
des Charakters des Bebauungsplans als Angebotsplanung weder erforderlich noch möglich. 
 
 
[Zu Ziffer 25 bis 28. vgl. folgende Seiten] 
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Zu 25.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Herleitung der für den artenschutzrechtlichen Ausgleich anzunehmenden Zahl an Revie-
ren über die Brutdichte der Feldlerche ist nicht nur zulässig, sondern auch sinnvoll, da Feld-
lerchen ihr Revier in Abhängigkeit von der jeweiligen Feldfrucht wechseln und die eigentli-
chen Fortpflanzungsstätten im Sinne § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nach der Ernte und Bo-
denbearbeitung ohnehin verloren gehen. 
Im Übrigen schwankt die Brutdichte der Feldlerche von Natur aus (und mitunter sehr stark), 
sodass eine Mittelung der Brutrevierzahlen über mehrere Brutperioden fachlich sogar wün-
schenswert ist. Vorliegend ergab sich durch die freiwillig durchgeführte zweite Untersuchung 
im Jahr 2018 gegenüber der Eingangsuntersuchung 2017 eine Erhöhung der Revierdichte. 
Zugunsten des Artenschutzes wurde aber auf eine Mittelung verzichtet und der 2018 ermit-
telte Wert von 1,5 Brutpaaren / 10 ha im Eingriffsgebiet bei der Bemessung des Ausgleichs-
bedarfs zugrunde gelegt. Dass sich der Eingriffsbereich aufgrund von Randeffekten hierbei 
deutlich über das Plangebiet hinaus erstreckt, wurde dabei berücksichtigt. Bei Zugrundele-
gen der im Artenschutzbeitrag genannten Meidedistanzen der Feldlerche beträgt er (abzüg-
lich bereits entwerteter Randzonen entlang der Straßen) 50 ha (Plangebiet rd. 32,5 ha), 
woraus sich die Zahl von 7,5 auszugleichenden Revieren ergibt (50 ha x 1,5 BP/ 10 ha = 7,5 
BP). 
 
Zu 26.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Schafstelze weist in Hessen einen günstigen Erhaltungszustand auf und kann wie die 
anderen „allgemein häufigen Vogelarten“ der vereinfachten artenschutzrechtlichen Prüfung 
unterzogen werden (Tab. 5 des Artenschutzbeitrags). Es bedarf nicht der Darstellung von 
Revierzentren, was wegen der analog zur Feldlerche jährlichem Wechsel des Bruthabitats 
auch keinen Erkenntnisgewinn brächte. Ein spezieller artenschutzrechtlicher Ausgleich ist 
für die Schafstelze nicht erforderlich; sie profitiert wie andere Feldvögel von den vorgesehe-
nen Maßnahmen. 
 
Zu 27.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Obwohl das Plangebiet außerhalb der rezenten Verbreitungsgebiete des Feldhamsters in 
der Wetterau liegt, wurde ein mögliches Vorkommen des Feldhamsters im Rahmen von 
nicht weniger als sieben Begehungen in den Jahren 2017 und 2018 mit Frühjahrs- und 
Nacherntekartierungen eingehend untersucht und dokumentiert. Einem Verdacht auf Fall-
röhrenvorkommen wurde sogar noch mit einer Wildkamera nachgegangen, er konnte dann 
aber ausgeschlossen werden. Es ist nicht ersichtlich, welche „Argumente“ im Artenschutz-
beitrag nicht geeignet sein sollten, das Vorkommen des Feldhamsters auszuschließen. Der 
Ausschluss erfolgt durch die Ergebnisse der Untersuchungen. Bedarf für weitere Erhebun-
gen besteht nicht. 
 
Zu 28.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen zur Siedlungsentwicklung des Landschaftsraumes sind korrekt und wer-
den auch von der Oberen Naturschutzbehörde nicht bestritten. Der Umweltbericht kommt 
aber nicht allein aufgrund dieser Aussagen zu dem Ergebnis, dass das Vorhaben im Hin-
blick auf den Landschaftsschutz verträglich sei, sondern aufgrund einer fachlich fundierten 
Bewertung des Landschaftswertes auf Grundlage der Erscheinungs-, Nutzungs- und Be-
standskontinuität (KARL 2013). 
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Diese Kategorien entziehen sich im Übrigen der im Naturschutzgesetz verankerten Parame-
ter Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft und damit auch einer naturschutzrechtli-
chen Bewertung. Das Kapitel 1.5.1 Landschaftsschutz behandelt die kulturhistorische Be-
deutung der Landschaft und obliegt der Beurteilung durch den Denkmalschutz. Die durch § 
1 BNatSchG im Naturschutzrecht verankerten Größen werden in den Kapiteln 1.5.2 und 
1.5.3 ausführlich behandelt. Hierauf geht die Stellungnahme der ONB aber nicht ein. 
 
 
Zu 29: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 30: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gemeinde Wölfersheim ist sich Ihrer Verantwortung bewusst. Parallel zum Aufstel-
lungsverfahren wurde ein Ver- und Entsorgungsplanung erstellt. Die Ergebnisse haben 
bereits Eingang in den Bebauungsplan-Entwurf gefunden. 
 
Zu 31: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bei Bauausführung und Betrieb des Logistikstandortes sind die Ge- und Verbote der Heil-
quellen-Schutzgebietsverordnungen zu beachten. Maßgeblich für das Vorhaben ist die 
Schutzzone D des Heilquellenschutzgebietes Bad Salzhausen. Hier ist laut Verordnung eine 
quantitative (mengenmäßige) Beeinträchtigung des Grundwassers u.a. durch Eingriffe in 
den Boden über 100 m Tiefe untersagt. Im Einzugsbereich des Oberhessischen Heilquel-
lenschutzbezirkes sind Bohrungen ab einer gewissen Tiefe erlaubnispflichtig. Die entspre-
chende Überwachung der Vorgaben bzw. Erteilung der erforderlichen Erlaubnisse und Ge-
nehmigungen liegt in der Zuständigkeit der Wasserbehörde.  
 
Zu 32: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 33: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 34: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die bodenkundliche Fachbegleitung, ist beauftragt. Es hat bereits mehrere Abstimmungsge-
spräche zwischen Vorhabenträger, Kreisverwaltung, Bodengutachter, der Gemeinde Wöl-
fersheim und dem landwirtschaftlichen Berufsstand aus Berstadt gegeben. Die Maßnahmen 
zum Schutz des wertvollen Oberbodens befinden sich in der Abstimmung.Auch die Flä-
chenakquise geeigneter verritzter Böden für die Ausbringung des wertvollen Mutterbodens 
findet aktuell statt. 
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Zu 35: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 36: Der Anregung wird entsprochen. 
Die detaillierte Immissionsprognose gem. TA-Lärm wird im Rahmen der Genehmigungspla-
nung erstellt und damit auch der aktive Lärmschutz weiter präzisiert und festgelegt. 
 
 
 
Zu 37: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu 38: Der Anregung wird entsprochen. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, ONB (25.03.2019) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1-6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie werden nachfolgend diskutiert und beantwortet. Soweit die Ausführungen in der „Ich“-
Form geschrieben sind, ist diese im Beschluss als der Planungsträger zu verstehen. 
 
 
 
Zu 1.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2) BauGB 

 

117 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: 
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Zu 3: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2) BauGB 

 

120 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 4: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: 
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Zu 6: 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regionalbauernverband Wetterau Frankfurt Main (01.02.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
§ 1a BauGB führt ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz auf, die bei der Planung zu 
berücksichtigen sind. Sie unterliegen aber der Abwägung mit anderen, auch städtebauli-
chen und wirtschaftlichen Belangen. Da das Erfordernis für den Logistikpark am geplanten 
Standort nach erfolgter positiver Abweichungsentscheidung durch die Regionalversamm-
lung als nachgewiesen gelten kann, sind die Belange der Landwirtschaft im Falle der Un-
vereinbarkeit zurückzustellen. Der Planungsträger beabsichtigt gleichwohl, für die betroffe-
nen landwirtschaftlichen Betriebe Lösungen zu finden, die ihren Fortbestand sichern. 
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 2.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Bereits im Jahr 2017 wurde ein Abweichungsverfahren von den regionalplanerischen 
Zielen des RPS/RegFNP 2010 durchgeführt. Am 22.09.2017 wurde es mit Maßgaben von 
der Regionalversammlung Südhessen beschlossen (Zielabweichungsbescheid vom 
26.10.2017). Entsprechend dieser Maßgaben wird derzeit parallel zum Bebauungsplanver-
fahren die 2. Änderung des RPS/RegFNP für die Gemeinde Wölfersheim durchgeführt. Die 
Fläche für den Logistikpark wird von „Vorranggebiet für die Landwirtschaft" und „Grünfläche 
- Sportanlage" in „Gewerbliche Baufläche, Planung" geändert (ca. 30 ha). Die öffentliche 
Auslegung gern. § 3 (2)/§ 4 (2) BauGB fand vom 20.11.2018 bis 20.12.2018 statt. Ein ab-
schließender Beschluss wird der Verbandskammer voraussichtlich in ihrer Sitzung am 
10.04.2019 und der Regionalversammlung Südhessen voraussichtlich in ihrer Sitzung am 
14.06.2019 zur Beschlussfassung vorgelegt. Sofern diese Beschlüsse gefasst werden, wird 
der o.g. Bebauungsplanentwurf als aus dem RPS/RegFNP entwickelt angesehen. 
 
 
Zu 3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in der 
fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz wertvol-
len Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebauung frei-
halten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche Großvor-
haben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber nach-
haltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
Betont sei, dass erhebliche Teile (23 %) des Plangebiets Verfüllungen des früheren Braun-
kohleabbaus betreffen, die pedologisch eindeutig geringwertiger sind als rezente Para-
braunerden oder Tschernoseme, weshalb eine für die Wetterau letztlich durchschnittliche 
spezifische Eingriffserheblichkeit gegeben ist. 
Der Umweltbericht setzt sich ausführlich und gemäß den Vorschriften des BauGB mit den 
Folgen des Eingriffs auseinander. Das Bodenschutzgesetz formuliert Ziele und Vorkehrun-
gen für einen schonenden Umgang mit Grund und Boden, steht dem Vorhaben aber nicht 
entgegen. 
 
 
Zu 4.:Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Vgl. Ausführungen zu 2. 
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5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 5.:Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Einige der hauptbetroffenen Betriebe haben mit dem Bewirtschaftungsjahr 2017/18 bereits 
im Vorfeld Ersatzland zur Verfügung gestellt bekommen. Zwei Betriebe jeweils zwei ha: dies 
entspricht bei dem einem Betrieb einem Ersatz von knapp einem Drittel des zukünftigen 
Flächenverlustes, bei dem anderen hauptbetroffenen landwirtschaftlichen Betrieb von knapp 
über einem Drittel des zukünftigen Flächenverlustes. 
 
Ein weiterer hauptbetroffener landwirtschaftlicher Betrieb hat ca. 1 ha seit dem Bewirtschaf-
tungsjahr 2017/18 zur Verfügung gestellt bekommen. Dies entspricht einem Ersatz von über 
der Hälfte des zukünftigen Flächenverlustes. 
Durch weitere Maßnahmen der Gemeinde wie z.B. dem Ausbau der Drainagen im Bereich 
des Bruchgewanns wurden strukturverbessernde Maßnahmen für die Landwirtschaft durch-
geführt. 
 
Die Vorhabenträgerin ist nach wie vor zuversichtlich, dass die betroffenen Betriebe ausrei-
chend Ersatzflächen zur Verfügung gestellt bekommen. Somit ist aus Sicht des Vorhagen-
trägers zum jetzigen Zeitpunkt eine gutachterliche Betroffenheitsanalyse verfrüht.  
Ob Schluss letztendlich Existenzgefährdungen vorliegen werden, steht im Moment nicht 
fest. Daher liegt zum jetzigen Zeitpunkt auch keine automatisch ermessensfehlerhafte Pla-
nung vor. 
Kontakte zu zwei landwirtschaftlichen Gutachtern wurde hinsichtlich einzelner Fragestellun-
gen bereits aufgenommen. 
 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Vor Beginn der Tiefbauarbeiten wird für das landwirtschaftliche Wegenetz eine Beweissiche-
rung durchgeführt. Entstandene Schäden werden durch den Verursacher beseitigt. 
Hinsichtlich der Sicherstellung der vorhandenen Qualität des Drainagesystems gibt es zwi-
schen dem bauleitenden Ingenieur, dem Drainageverband und dem Bodengutachter ver-
bindliche Absprachen bzw. Regelungen in der Tiefbauausschreibung. 
Hinsichtlich der Aufrechterhaltung eines sinnvollen landwirtschaftlichen Wegenetzes befin-
det die Gemeinde in Abstimmung mit dem örtlichen landwirtschaftlichen Berufsstand. 
 
Die großkronigen Bäume sollen im Rahmen eines abgestuften Aufbaus nur in den hinteren 
Reihen angepflanzt werden. Diese sind zur Eingrünung des Gebäudes notwendig und wer-
den aufgrund ihres zurück gesetzten Standorts die landwirtschaftlichen Flächen nicht nega-
tiv beeinflussen. 
Grundsätzlich sind die Einfriedungen am inneren Rand der Eingrünungsflächen vorgesehen. 
Nur dort, wo es aus haftungsrechtlichen oder anderen Gründen nicht möglich ist, den Zaun 
nach Innen zu versetzen, wird dieser auf die äußere Grundstücksgrenze gesetzt (unter 
Beachtung des Schwengelrechts). Die bisherigen Wegebreiten bleiben bestehen. 
 
Hinsichtlich der zeitlichen Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Wege wurde bereits 
eine Veranstaltung mit allen Anliegern der zukünftigen Kanaltrasse durchgeführt. Zum einen 
wurde ein Umwegeplan vorgestellt, der allen zur Übermittlung per Mail angeboten wurde; 
zum anderen wurde angeboten, den sich ständig aktualisierenden Zeitplan über die Inan-
spruchnahmen der landwirtschaftlichen Wege allen Interessierten per Mail durch den baulei-
tenden Ingenieur nach erfolgter Aktualisierung jeweils erneut zukommen zu lassen. 
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7. 
 
 
 
 
 
 
8. 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die angesprochenen CEF-Maßnahmen sind aus artenschutzrechtlichen Gründen durchzu-
führen. Sie zielen – anders als Blühstreifen oder Lerchenfenster – bewusst auf eine flä-
chenhafte landwirtschaftliche Nutzung ab, die auch eine Vermarktung der Feldfrucht ermög-
licht. Die Bewirtschaftung erfolgt durch einen örtlichen Landwirt, sodass eine Belastung für 
die Agrarstruktur hieraus nicht erwächst. 
 
 
Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Auch die Vertreter der Landwirtschaft haben darum gebeten, dass der vom Plangrundstück 
zu verbringende Boden aufgrund seiner Bodenqualität auf andere Grundstücke insb. in der 
Gemeinde Wölfersheim ausgebracht wird. Die Verbringung des Bodens ist ein genehmi-
gungspflichtiger Prozess und wird gutachterlich begleitet. Die zuständige Behörde wird in 
die Planung einbezogen. 
 
 
 
Zu 9.: Der Hinweis wird zurückgewiesen. 
Die Ausführungen zum angeblichen Verstoß gegen das Anpassungsgebot nach § 1 Abs. 4 
BauGB liegen neben der Sache. Sie verkennen, dass mit Bescheid des RP Darmstadt vom 
26.10.2017 die Zielabweichung von den nebenstehend beschriebenen Zielen des Regional-
plans Südhessen/RegFNP zugelassen, später mit Sofortvollzug ausgestattet und schließlich 
mit der 2. Änderung des Regionalplans Südhessen/RegFNP 2010 gemäß Beschluss der 
Verbandskammer des Regionalverbands FrankfurtRheinMain vom 10.04.2019 umgesetzt 
wurde. Damit liegt kein Verstoß gegen § 1 Abs. 4 BauGB vor. Der Bebauungsplan entwi-
ckelt sich vielmehr aus dem RegFNP. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regionalverband FrankfurtRheinMain (06.02.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Anregung wird entsprochen. 
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3. 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
5.  
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die angesprochene Anwallung wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine erneute Klärung möglicher Feldhamstervorkommen erfolgt im Vorfeld der Wiederauf-
nahme der archäologischen Untersuchungen, weitere Begehungen ggf. vor Aufnahme der 
Baumaßnahmen. 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Maßnahmen werden vertraglich gesichert und inhaltlich in den Umweltbericht aufge-
nommen. 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Umweltbaubegleitung wird in den städtebaulichen Vertrag aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


